
 
 
 

Geschäftsordnung 
für den Rat der Stadt Radevormwald und seine 

Ausschüsse 
(i.d.F. vom 10.05.2012) 

 
 
 

§ 6 
Öffentlichkeit der Ratssitzungen 

 
(1) Die Sitzungen des Rates sind öffentlich.  
 
(2) Jedermann hat das Recht, als Zuhörer an öffentlichen 

Ratssitzungen teilzunehmen, soweit dies die räumlichen 
Verhältnisse gestatten. Die Zuhörer sind - außer im Falle des § 18 
(Einwohnerfragestunde) - nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen 
oder sich sonst an den Verhandlungen des Rates zu beteiligen.  

(3) Für folgende Angelegenheiten wird in der Regel die Öffentlichkeit 
ausgeschlossen:  

 
a) Personalangelegenheiten,  
b) Liegenschaftssachen,  
c) Auftragsvergaben, 
d) Darlehensangelegenheiten, 
e) Angelegenheiten der zivilen Verteidigung, 
f) Einzelfälle in Abgabenangelegenheiten, 
g) Angelegenheiten der Rechnungsprüfung mit Ausnahme der 
Beratung des im allgemeinen Berichtsband (§ 101 Abs. 3 GO) 
enthaltenen Prüfungsergebnisses (§ 94 Abs. 1 GO), 
h) sonstige Angelegenheiten, deren Beratung in öffentlicher Sitzung 
die Interessen der Stadt gefährden kann.  

 
(4) Dies gilt nicht, wenn im Einzelfall weder Gründe des öffentlichen 

Wohls noch berechtigte Ansprüche oder Interessen Einzelner den 
Ausschluss der Öffentlichkeit gebieten. 

 
 

4. Änderung der  
 

Geschäftsordnung 
für den Rat der Stadt Radevormwald und seine 

Ausschüsse 
 
 
 
 

§ 6 
Öffentlichkeit der Ratssitzungen 

 
(1) Die Sitzungen des Rates sind öffentlich.  
 
(2) Jedermann hat das Recht, als Zuhörer an öffentlichen 

Ratssitzungen teilzunehmen, soweit dies die räumlichen 
Verhältnisse gestatten. Die Zuhörer sind - außer im Falle des § 18 
(Einwohnerfragestunde) - nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen 
oder sich sonst an den Verhandlungen des Rates zu beteiligen.  

(3) Für folgende Angelegenheiten wird in der Regel die Öffentlichkeit 
ausgeschlossen:  

 
a) Personalangelegenheiten,  
b) Liegenschaftssachen,  
c) Auftragsvergaben, 
d) Darlehensangelegenheiten, 
e) Angelegenheiten der zivilen Verteidigung, 
f) Einzelfälle in Abgabenangelegenheiten, 
g) Angelegenheiten der Rechnungsprüfung mit Ausnahme der 
Beratung des Jahresabschlusses und der Entlastung des 
Bürgermeisters (§ 96 Abs. 1 GO) 
h) sonstige Angelegenheiten, deren Beratung in öffentlicher Sitzung 
die Interessen der Stadt gefährden kann.  

 
(4) Dies gilt nicht, wenn im Einzelfall weder Gründe des öffentlichen 

Wohls noch berechtigte Ansprüche oder Interessen Einzelner den 
Ausschluss der Öffentlichkeit gebieten. 

 
 



(5) Darüber hinaus kann auf Antrag des Bürgermeisters oder eines 
Ratsmitgliedes für einzelne Angelegenheiten die Öffentlichkeit 
ausgeschlossen werden. Anträge und Vorschläge auf Ausschluss 
der Öffentlichkeit dürfen nur in nichtöffentlicher Sitzung begründet 
und beraten werden.  

 
Falls dem Antrag stattgegeben wird, ist die Öffentlichkeit in 
geeigneter Weise zu unterrichten, dass in nichtöffentlicher Sitzung 
weiter verhandelt wird (§ 48 Abs. 2 Sätze 3 bis 5 GO).  

 
(6) Personenbezogene Daten dürfen offenbart werden, soweit nicht 

schützenswerte Interessen Einzelner oder Belange des öffentlichen 
Wohls überwiegen; erforderlichenfalls ist die Öffentlichkeit 
auszuschließen.  
 
 

§ 10 
Teilnahme an Sitzungen 

 
(1) Der Bürgermeister und die Beigeordneten nehmen an den 

Sitzungen des Rates teil. Der Bürgermeister ist berechtigt und auf 
Verlangen mindestens eines Fünftels der Ratsmitglieder oder einer 
Fraktion verpflichtet, zu einem Punkt der Tagesordnung vor dem 
Rat Stellung zu nehmen. Auch Beigeordnete sind hierzu 
verpflichtet, falls es der Rat oder der Bürgermeister verlangt (§ 69 
Abs. 1 GO).  

 
  

§ 11 
Änderung und Erweiterung der Tagesordnung 

 
(1) Der Rat kann beschließen, 
 

a) die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu ändern, 
b) Tagesordnungspunkte zu teilen oder miteinander zu verbinden,  
c) Tagesordnungspunkte abzusetzen.  
 

(2) Die Verweisung eines zur Beratung in öffentlicher Sitzung 
vorgesehenen Tagesordnungspunktes in die nichtöffentliche 
Sitzung darf nur dann erfolgen, wenn es sich um eine 
geheimhaltungsbedürftige Angelegenheit im Sinne von § 6 Abs. 3 
GeschO handelt.  

(5) Darüber hinaus kann auf Antrag des Bürgermeisters oder eines 
Ratsmitgliedes für einzelne Angelegenheiten die Öffentlichkeit 
ausgeschlossen werden. Anträge und Vorschläge auf Ausschluss 
der Öffentlichkeit dürfen nur in nichtöffentlicher Sitzung begründet 
und beraten werden.  

 
Falls dem Antrag stattgegeben wird, ist die Öffentlichkeit in 
geeigneter Weise zu unterrichten, dass in nichtöffentlicher Sitzung 
weiter verhandelt wird (§ 48 Abs. 2 Sätze 3 bis 5 GO).  

 
(6) Personenbezogene Daten dürfen offenbart werden, soweit nicht 

schützenswerte Interessen Einzelner oder Belange des öffentlichen 
Wohls überwiegen; erforderlichenfalls ist die Öffentlichkeit 
auszuschließen.  

 
 

§ 10 
Teilnahme an Sitzungen 

 
(1) Der Bürgermeister und die Beigeordneten nehmen an den 

Sitzungen des Rates teil. Der Bürgermeister ist berechtigt und auf 
Verlangen mindestens eines Fünftels der Ratsmitglieder oder einer 
Fraktion Ratsmitgliedes verpflichtet, zu einem Punkt der 
Tagesordnung vor dem Rat Stellung zu nehmen. Auch 
Beigeordnete sind hierzu verpflichtet, falls es der Rat oder der 
Bürgermeister verlangt (§ 69 Abs. 1 GO).  

 
 

§ 11 
Änderung und Erweiterung der Tagesordnung 

 
(1) Der Rat kann beschließen, 
 

a) die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu ändern, 
b) Tagesordnungspunkte zu teilen oder miteinander zu verbinden,  
c) Tagesordnungspunkte abzusetzen.  
 

(2) Die Verweisung eines zur Beratung in öffentlicher Sitzung 
vorgesehenen Tagesordnungspunktes in die nichtöffentliche 
Sitzung darf nur dann erfolgen, wenn es sich um eine 
geheimhaltungsbedürftige Angelegenheit im Sinne von § 6 Abs. 3 
bis 6 GeschO handelt.  



(3) Die Tagesordnung kann in der Sitzung durch Beschluss des Rates 
erweitert werden, wenn es sich um Angelegenheiten handelt, die 
keinen Aufschub dulden oder die von äußerster Dringlichkeit sind (§ 
48 Abs. 1 GO). Der Ratsbeschluss ist in die Niederschrift 
aufzunehmen.  

 
(4) Ist aufgrund des Vorschlags einer Fraktion oder eines Fünftels der 

Ratsmitglieder eine Angelegenheit in die Tagesordnung 
aufgenommen worden, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt 
fällt, setzt der Rat durch Geschäftsordnungsbeschluss die 
Angelegenheit von der Tagesordnung ab. 

 
(5) Wird nach Aufruf eines Tagesordnungspunktes, der eine 

Angelegenheit betrifft, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt 
fällt, ein Geschäftsordnungsantrag nach Abs. 4 aus der Mitte des 
Rates nicht gestellt, stellt der Bürgermeister von Amts wegen den 
Antrag und lässt darüber abstimmen.  

 
 

§ 19 
Wahlen 

 
(1) Wahlen werden durch offene Abstimmung vollzogen. Die 

Abstimmung erfolgt im Regelfall durch Handzeichen.  
 
(2) Wenn das Gesetz es bestimmt oder wenn ein Ratsmitglied der 

offenen Abstimmung widerspricht, erfolgt die Wahl geheim durch 
Abgabe von Stimmzetteln. Der Stimmzettel ist mit dem Namen des 
zu Wählenden so vorzubereiten, dass eine Stimmabgabe durch 
Ankreuzen möglich ist. Unbeschriftete Stimmzettel gelten als 
Stimmenthaltung.  

 
(3) Gewählt ist die vorgeschlagene Person, die mehr als die Hälfte der 

gültigen Stimmen erhalten hat. Nein-Stimmen gelten als gültige 
Stimmen. Erreicht niemand mehr als die Hälfte der Stimmen, so 
findet zwischen den Personen, welche die beiden höchsten 
Stimmenzahlen erreicht haben, eine engere Wahl statt. Gewählt ist, 
wer in dieser engeren Wahl die meisten Stimmen auf sich vereinigt. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los (§ 50 Abs. 2 GO).  

 
(4) Für die Besetzung von Ausschüssen des Rates gilt § 50 Abs. 3 GO. 

(3) Die Tagesordnung kann in der Sitzung durch Beschluss des Rates 
erweitert werden, wenn es sich um Angelegenheiten handelt, die 
keinen Aufschub dulden oder die von äußerster Dringlichkeit sind (§ 
48 Abs. 1 GO). Der Ratsbeschluss ist in die Niederschrift 
aufzunehmen.  

 
(4) Ist aufgrund des Vorschlags einer Fraktion oder eines Fünftels der 

Ratsmitglieder eine Angelegenheit in die Tagesordnung 
aufgenommen worden, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt 
fällt, setzt der Rat durch Geschäftsordnungsbeschluss die 
Angelegenheit von der Tagesordnung ab. 

 
(5) Wird nach Aufruf eines Tagesordnungspunktes, der eine 

Angelegenheit betrifft, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt 
fällt, ein Geschäftsordnungsantrag nach Abs. 4 aus der Mitte des 
Rates nicht gestellt, stellt der Bürgermeister von Amts wegen den 
Antrag und lässt darüber abstimmen.  

 
 

§ 19 
Wahlen 

 
(1) Wahlen werden durch offene Abstimmung vollzogen. Die 

Abstimmung erfolgt im Regelfall durch Handzeichen.  
 
(2) Wenn das Gesetz es bestimmt oder wenn ein Ratsmitglied der 

offenen Abstimmung widerspricht, erfolgt die Wahl geheim durch 
Abgabe von Stimmzetteln. Auf dem Stimmzettel ist der Name des 
zu Wählenden anzugeben oder anzukreuzen. Unbeschriftete 
Stimmzettel gelten als Stimmenthaltung.   

 
 
(3) Gewählt ist die vorgeschlagene Person, die mehr als die Hälfte der 

gültigen Stimmen erhalten hat. Nein-Stimmen gelten als gültige 
Stimmen. Erreicht niemand mehr als die Hälfte der Stimmen, so 
findet zwischen den Personen, welche die beiden höchsten 
Stimmenzahlen erreicht haben, eine engere Wahl statt. Gewählt ist, 
wer in dieser engeren Wahl die meisten Stimmen auf sich vereinigt. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los (§ 50 Abs. 2 GO).  

 
(4) Für die Besetzung von Ausschüssen des Rates gilt § 50 Abs. 3 GO.  
 

 


